
 

 

Für die Koalitionsverhandlungen:  
Kinderrechte achten und stärken 

Als bundesweit tätige Kinderrechtsorganisation beobachten wir mit Sorge die 
derzeit polarisierte Stimmung in unserem Land und den unaufhaltsam 
erscheinenden gesellschaftlichen Rechtsrutsch. Noch nie waren die 
Bedingungen zum Aufwachsen in der Bundesrepublik Deutschland von solch 
multiplen Krisen und Unsicherheiten geprägt.  
Vor diesem Hintergrund fordern wir als deutsches Kinderhilfswerk, dass die 
Belange von Kindern und jungen Menschen in den Koalitionsverhandlungen 
angemessen berücksichtigt werden. Die neue Bundesregierung muss in den 
folgenden zentralen Feldern Weichenstellungen vornehmen:  

• Kinderarmut: Nach dem Scheitern der Kindergrundsicherung ist die 
Politik in der Verantwortung, wirksame Maßnahmen gegen 
Kinderarmut auf den Weg zu bringen, damit Kinderarmut endlich 
überwunden wird. 

• Bildungslandschaften: Ob in Kita und Schule oder in der offenen 
Jugendarbeit, ob formal oder non-formal, ob analog oder digital; Diese 
Institutionen müssen nachhaltig gestärkt werden, um als breite 
Bildungslandschaften Kindern und Jugendlichen in diesen unsicheren 
Zeiten sichere und stärkende Orte zu bieten. 

• Demokratieförderung: Die Stärkung demokratischer Werte 
korrespondiert mit der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in 
allen sie betreffenden Angelegenheiten sowie mit kindgerechten 
gesellschaftlichen Strukturen.  

Wir halten an der Aufnahme von Kinderrechten ins Grundgesetz, auch im Sinne 
der Generationengerechtigkeit, fest. Unsere Schwerpunkte und Forderungen 
im Einzelnen: 

1. Kinderarmut: 

Alle Kinder und Jugendlichen haben gemäß Artikel 26 und 27 der UN-
Kinderrechtskonvention (UN-KRK) das Recht auf ein gutes Aufwachsen, 
bestmögliche Entwicklungschancen und soziale Sicherheit. Die derzeitige 
Situation in Deutschland sieht jedoch anders aus.  Mehr als jedes fünfte Kind 
ist von Armut bedroht bzw. betroffen. Das sind fast drei Millionen Kinder und 
Jugendliche und gehören damit zu der Altersgruppe, die nach den jungen 
Erwachsenen (18-24 Jahre), am häufigsten von Armut betroffen oder bedroht 
ist.  Bezieht man neue Berechnungen des Paritätischen Gesamtverbands zur 



 

 

Armutsquote durch steigende Mieten mit ein, wäre das Problem der 
Kinderarmut deutlich größer als bislang angenommen.  

Auswirkungen von Armut auf Kinder  

Für zwei Drittel der Betroffenen ist Armut ein Dauerzustand und zeichnet sich 
von Beginn an durch finanzielle Engpässe, schlechtere Wohnverhältnisse, 
ungesündere Ernährung und Verzicht aus. Dabei erleben sie Gefühle der 
Ohnmacht, der Scham, des Ausgeschlossenseins. Sie sind regelmäßig Opfer 
klassistischer Stigmatisierungen. Armutsbetroffene Kinder und Jugendliche 
leben viel häufiger in Stadtteilen, in denen es an Spielplätzen und 
Freizeiteinrichtungen sowie gut ausgestatteten Schulen mangelt. Die erlebte 
und objektive Chancenungleichheit erschwert es betroffenen Kindern und 
Jugendlichen, einen guten Schulabschluss zu erhalten, da dieser wesentlich 
mit dem Einkommen und dem Abschluss der Eltern zusammenhängt. In allen 
Bereichen können von Armut betroffene Kinder und Jugendliche ihre Potenziale 
nicht ausschöpfen – mit dramatischen Konsequenzen für sie selbst, aber auch 
für unsere Gesellschaft insgesamt.  

Der Bedarf nach wirksamen Maßnahmen  

Kinder sind arm, weil ihre Familien arm sind. Daher beobachten wir die 
anhaltende Debatte über Verschärfungen im Bürgergeld, aber auch die 
Kürzungen in der präventiven Jugendhilfe durch die Finanznöte der Kommunen 
mit großer Sorge.  

Als Mitglied des Bündnisses Kindergrundsicherung begrüßen wir die 
Bereitschaft der verhandelnden Parteien, Familien mit niedrigem Einkommen 
einen vereinfachen Zugang zu den ihr zustehenden Leistungen zu ermöglichen. 
Gleichzeitig sehen wir den Ansatz von Steuerermäßigung als Instrument zur 
Armutsreduktion kritisch, da Steuerermäßigungen armen Familien in der Regel 
nicht zugutekommen.  Stattdessen müssen Modelle entwickelt werden, die von 
Armut Betroffene spürbar entlasten und der Benachteiligung betroffener Kinder 
und Jugendlichen entgegenwirken.  
Vor diesem Hintergrund unterstützen wir die von der SPD geforderte 
Maßnahme, kostenlose und gesunde Mittagessen auf Grundlage der 
Qualitätsstandards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) in Kitas 
und Schulen zur Verfügung zu stellen.  



 

 

Aus den beschriebenen Ausgangslagen und Bedarfen leiten wir folgende 
Forderungen für konkrete politische Maßnahmen ab:  

1. Als Mitglied des Bündnisses Kindergrundsicherung drängen wir darauf, an 
den Merkmalen der Kindergrundsicherung – Zugänglichkeit, 
bedarfsgerechte materielle Absicherung und Nicht-Diskriminierung – 
festzuhalten. Der Kinderzuschlag und die Leistungen der Grundsicherung 
sind auf Basis eines neu berechneten kindlichen Existenzminimums, 
welches sich zukünftig am mittleren Einkommen orientieren sollte, zu 
erhöhen. Die Leistungen für Bildung und Teilhabe (BuT) müssen in diesem 
Kontext ebenfalls erhöht werden. Ansprüche müssen schnell und möglichst 
unbürokratisch geltend gemacht werden können. 

2. Es bedarf einer flächendeckenden Kampagne, damit anspruchs-
berechtigte Familien endlich wissen, welche Unterstützung ihnen zusteht.  

3. Wir unterstreichen die Notwendigkeit, Kinderarmut als Ausdruck und Folge 
sozialer Ungleichheit zu verhandeln, die durch ungleiche Bildungschancen 
reproduziert wird. Sie zeigt sich in unterschiedlichen Lebenslagen und 
Dimensionen: materiell, sozial, gesundheitlich und kulturell. Konzepte 
einer armutssensiblen Pädagogik müssen verankert werden, um 
klassistischen Diskriminierungen und Ausschlüssen entgegenzuwirken.   

4. Der kindzentrierte Blick auf Armutsprävention und -bekämpfung muss 
gestärkt und die ressortübergreifende Zusammenarbeit aller politischen 
Ebenen angestrebt werden. Wir erachten eine Gesamtstrategie, die 
monetäre Leistungen und Infrastruktur-maßnahmen zusammendenkt 
sowie bestehende Leistungen und Unterstützungssysteme auf Wirksamkeit 
und Zugänglichkeit bzw. Inanspruchnahme überprüft, als unerlässlich. Der 
Bund hat hierbei eine koordinierende Aufgabe, die er federführend 
wahrnehmen muss.   

5. Wir plädieren für ein kostenloses Mittagessen in Kitas und Schulen. Die 
Beteiligung der Kinder, Jugendlichen und ihrer Familien ist dabei unbedingt 
zu gewährleisten. 

6. Wir fordern Investitionen in den sozialen Wohnungsbau und das 
Förderprogramm „Sozialer Zusammenhalt - Zusammenleben im Quartier 
gemeinsam gestalten“ zu stärken, um sozialräumliche Disparitäten in den 
Städten und Gemeinden für Kinder und Jugendliche abzubauen. 



 

 

2. Bildungslandschaften: 

Handlungsbedarfe – Investitionsstau bewältigen 

Die Missstände in Schulen, der Jugend- und Sozialarbeit und in den Kitas sind 
eklatant und müssen als destabilisierende Faktoren überwunden werden: 
Unterfinanzierung, Fachkräftemangel und schlechte Bezahlung bei gleichzeitig 
wachsenden Bedarfen, fehlenden Kitaplätzen, unzureichenden Angeboten der 
Jugendarbeit sowie in Teilen maroden Infrastrukturen.  

Kita, Schule oder Einrichtungen der offenen Jugendarbeit als formale und non-
formale Bildungsinstitutionen müssen für Kindern in Zeiten multipler Krisen 
sichere und verlässliche Orte sein, um sowohl auf die Herausforderungen als 
auch auf die Gestaltungswünsche innerhalb ihrer analogen und digitalen 
Lebenswelten adäquat reagieren zu können. Ohne die dauerhafte 
Unterstützung des Bundes werden die Kommunen den zunehmenden 
Investitionsstau nicht bewältigen. Hierbei und bei den dringenden Sanierungen 
von Schulen in Außen- und Innenbereichen sowie von Sportstätten oder 
Spielgelände muss der Bund eine dauerhafte Mitfinanzierung gewährleisten. 
Der Kinder- und Jugendplan des Bundes (KJP) muss die Herausforderungen 
besser abbilden und besser ausgestattet werden.  

Die wahlprogrammübergreifende Übereinstimmung von CDU/CSU und SPD, 
Bildung müsse unabhängig von Herkunft und ökonomischer Situation 
gelingen, ist eine gute Ausgangslage, um Seitens des Bunds mehr 
Verantwortung zu übernehmen und die Chancengerechtigkeit für Kinder und 
Jugendliche zu verbessern. Ein größeres Engagement in der Zusammenarbeit 
mit den Ländern und Investitionsprogramme für die Finanzierung struktureller 
Maßnahmen begrüßen wir sehr, weisen jedoch auf die unterschiedliche 
finanzielle Ausstattung der Länder und deren unterschiedlichen Förderbedarfe 
hin. Die bestehende Kitakrise muss aufgelöst werden. Um eine qualitativ 
hochwertige Betreuung, Erziehung und Bildung dauerhaft und krisenfest zu 
sichern sowie spürbare Entlastungen zu gewährleisten, braucht es ebenso 
gezielte Fachkräfteoffensiven (u.a. erleichterte Anerkennung ausländischer 
Berufsabschlüsse bei gleichem Qualifikationsniveau, Vereinheitlichung und 
Ausbau des Ausbildungsangebotes, qualitativ hochwertige Weiterbildungs-
maßnahmen), die auch die Arbeitsbedingungen in den Blick nehmen. 

Die Fortführung des Starchancenprogramms, wie von der SPD angekündigt, ist 
ein wichtiges Signal, erfordert jedoch eine flächendeckende Ausweitung, um 
den Bedarfen in ihrer Gesamtheit gerecht zu werden. Die von der CDU/CSU 
vorgebrachte Initiative, das Sprach-Kitaprogramm wieder aufzunehmen sowie 
die von beiden Parteien versprochene Ganztagsbetreuung auszubauen, 
begrüßen wir. Die Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung ab 
2026 kann nur im Sinne sozialräumlicher Bildungslandschaften unter 
Beibehaltung der Selbstständigkeit der verschiedenen Akteure, wie z.B. der 
Offenen Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) gelingen. Im Freizeitbereich kommt 
dieser eine zentrale Bedeutung zu, denn Schulen in der Nachmittagszeit 



 

 

können nur so lange erfolgreiche Bildungsorte sein, wie sich Kinder dort auch 
wohlfühlen.  

Digitale Bildung und Kinderrechte in der Digitalpolitik 

Die Rolle der Medienkompetenz gewinnt stetig an Bedeutung, insbesondere in 
den Bereichen Demokratiebildung, Umgang mit KI und Kinderschutz. Durch den 
anhaltenden Druck eskalierender Debattenkultur, verschiedener Bedrohungen 
im digitalen Raum und die stetige Weiterentwicklung von Beteiligungsformen 
und Plattformen ist die Medienbildung einem steten Wandel unterworfen. 
Kinder und Jugendliche fühlen sich nur unzureichend auf digitale 
Herausforderungen vorbereitet. Fachkräfte sehen sich mit zunehmenden 
Erwartungen konfrontiert, auf die rasanten Entwicklungen, adäquat zu 
reagieren. Der Digitalpakt 2.0, wie ihn auch CDU/CSU und SPD befürworten, 
kann dabei eine wichtige Säule bilden. Die in den Wahlprogrammen 
verankerten Verbesserung von Transparenz und des Jugend- und 
Medienschutz, der Kampf gegen Desinformation, Manipulation und 
Diskriminierung sind wichtige Signale. Neben diesen Risiken müssen jedoch 
ebenso die positiven Aspekte und Chancen digitaler Bildung und Beteiligung 
Beachtung finden. 

Mit der Umsetzung der EU-Maßnahmen (DSA, DMA, DSGVO und der KI-
Verordnung) ist der Kinderschutz im digitalen Raum einen großen Schritt 
vorwärtsgekommen. Wir begrüßen das Bekenntnis zur Durchsetzung der 
Plattformregulierung der Koalitionsparteien, wobei wir auch den Datenschutz 
und die KI-Regulierung als wichtige Bausteine sehen, um eine nachhaltige 
Beeinträchtigung von Kindern zu vermeiden. 

Für Vielfalt in den Bildungslandschaften 

CDU/CSU und SPD möchten Schule als „Lernort stärken“ und insbesondere das 
Ganztagskonzept für Grundschulkinder ausbauen. Dies kann nach unserer 
Ansicht vor allem dann gelingen, wenn junge Menschen wohl- und 
wertgeschätzt werden und ihre Interessen und Fähigkeiten anerkannt und 
gefördert werden. Kinder, wie auch Erwachsene, sind keine homogene Gruppe. 
Sie entwickeln sich im unterschiedlichen Tempo und bringen dabei vielfältige 
Fertigkeiten, Fähigkeiten und Interessen mit.  
Leistungsabfall, Schulabbrüche oder soziale Konflikte sind mitunter Ausdruck 
für ein marodes und ausgrenzendes System, z.B. in Folge von Unter-
finanzierung, von dem vulnerable Gruppen besonders betroffen sind. 
Statt Ausschlussmechanismen wie „verpflichtende Sprachtest“, „Vorschul-
pflicht“ oder „flächendeckende Diagnosen“ zu fordern, plädieren wir für die 
Wertschätzung von Mehrsprachigkeit (transkultureller Lern- und Lehransatz) 
und für den Ausbau von und Investitionen in die inklusive Pädagogik, z.B. durch 
einen verbesserten Fachkraft-Kindschlüssel. Vorhaben der CDU, „psycho-
soziale Unterstützungsangebote“ auszubauen, unterstreichen wir vor dem 
Hintergrund gestiegener Bedarfe und im Sinne der Chancengerechtigkeit für 
alle Betroffenen in allen Bildungseinrichtungen umzusetzen. 



 

 

Für ein umfassendes Bildungsverständnis 

Wir unterstreichen die Notwendigkeit eines Perspektivenwechsels in der 
zukünftigen Bildungspolitik. Erfolgreiche Bildungsbiografien definieren und 
vollziehen sich nicht allein durch „Spitzenleistungen“ und im „Wettbewerb“, 
sondern zeigen sich v.a. in der Entwicklung von Haltungen und Kompetenzen, 
die den stetig komplexer werdenden gesellschaftlichen Anforderungen gerecht 
werden müssen. Dazu braucht es neben der „Förderung von MINT-
Kompetenzen“ auch die Kombination folgender Lern- und Bildungsansätze: 

− spielerisches Lernen und freies Spiel 
− handlungsorientiertes und forschendes Lernen 
− globales Lernen und Bewusstseinsbildung für Nachhaltigkeit, 

Diversität und Umweltschutz 
− transkulturelles Lernen 
− inklusives Lernen  
− non-formale (politische) Bildung 
− demokratie-, diskriminierungs- und konfliktsensibles Lernen 
− digitale Bildung  

Der Anspruch an eine kreative und kritische Bildung sollte alters- und 
bedarfsgerecht in allen Bildungslandschaften umgesetzt werden. Wichtig ist 
hierbei die Verknüpfung von analogen und digitalen Lerninhalten und 
Methoden sowie der Lebensweltbezug junger Menschen. Dazu gehört neben 
der Förderung von selbstbestimmtem und partizipativem Lernen auch die 
Vermittlung von Wissen, welches auf ein eigenverantwortliches Leben nach der 
Schule vorbereitet (wie z.B. ökonomische, arbeitsrechtliche oder 
vertragsrechtliche Grundkenntnisse).  Von den Parteien wünschen wir uns 
konkretere Angaben zu den Inhalten und der Umsetzungsstrategie im Bereich 
Berufsorientierung. „Individuelle Prozesse“ in allen Schulformen zu fördern, 
„Jugendliche ohne ersten Bildungsabschluss eine zweite Chance“ zu geben 
und die „Gleichwertigkeit der beruflichen und akademischen Ausbildung“ 
voranzubringen, begrüßen wir als förderlich.  

Kulturelle Bildung sollte die von der CDU/CSU formulierten Vorstellungen wie 
„Tradition und Bewahrung“ mit dem von der SPD geforderten inklusiven 
Kulturbegriff zusammendenken und im Sinne einer transkulturellen Bildung 
bzw. um einen umfassenden Kulturbegriff erweitern. Dieser wird nach unserem 
Verständnis nicht nur in Familie und Schule vermittelt, sondern in allen 
Lebensbereichen.  



 

 

Das Deutsche Kinderhilfswerk sieht die zukünftige Bundesregierung in der 
Pflicht, folgende Maßnahmen zur Verbesserung der Situation in den 
Bildungslandschaften zu ergreifen: 

1. Kita, Schule oder Einrichtungen der offenen Jugendarbeit benötigen eine 
stabile und langfristige Finanzierung, die ein erhöhtes Engagement des 
Bundes erfordert. In der frühkindlichen Bildung sind vor allem qualitative 
Verbesserungen, insbesondere des Personalschlüssels, notwendig. Die 
offene Kinder- und Jugendarbeit muss insgesamt gestärkt und ausgebaut 
werden, um den Bedarfen junger Menschen sowohl im Bereich der non-
formalen/politischen Bildung als auch hinsichtlich von Kultur, Spiel und 
Bewegungsangeboten gerecht zu werden. Der Kinder- und Jugendplan des 
Bundes (KJP) muss besser ausgestattet werden. Zur Bewältigung des 
Investitionsstaus ist eine Unterstützung des Bundes, z.B. aus dem gerade 
verabschiedeten Sondervermögen für Infrastruktur, dringend notwendig 
und langfristig sicherzustellen. Dabei ist darauf zu achten, dass bei 
zukünftiger Verteilung von Bundesmitteln die unterschiedliche finanzielle 
Ausstattung der Länder sowie die sozioökonomische Bevölkerungsstruktur 
besser bedacht werden.  

2. Zur Bekämpfung des Fachkräftemangels ist eine Fachkräfteoffensive 
erforderlich. Zudem muss das Berufsfeld attraktiver werden und das 
Ausbildungsangebot erweitert werden, ohne das Qualifikationsniveau 
herabzusetzen. Dafür müssen die Kapazitäten an den Fachakademien für 
Sozialpädagogik sowie Studienplätze im Bereich Frühpädagogik 
ausgebaut werden.  

3. Es bedarf einer kohärenten, bundesweiten Medienkompetenzstrategie, 
welche alle Akteure der Bildungskette und alle Bildungsorte einbezieht, 
eine systematische Verankerung in den Bildungsplänen und -curricula 
sowie deren nachhaltige Umsetzung absichert. Sie muss die Breite der 
medienpädagogischen Handlungsbedarfe abdecken und wird idealerweise 
von einer zentralen Institution, wie etwa einer Bundeszentrale für 
Medienkompetenz, finanziert. 

4. Wir plädieren für Vielfalt in Bildungskontexten sowie für einen 
Perspektivenwechsel bei Lern- und Bildungsansätzen. Wir drängen auf die 
Schaffung von Lernorten, die Kinder stärken, fördern und ihre Vielfalt und 
Individualität – auch beim Lernen – anerkennen. Diskriminierungssensible 
Bildung muss in allen Bildungseinrichtungen verankert werden, um 
Adultismus, Ableismus, Rassismus und andere Diskriminierungsformen 
zurückzudrängen.  

5. Bereichs- und Altersunabhängig regen wir an, psychosoziale Beratungs- 
und Unterstützungsangebote auszubauen. Maßgeblich sollte sich die neue 
Regierung dafür einsetzen, dies voranzubringen, etwa durch 
Bundesinitiativen wie den „NAP zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention“. 



 

 

3. Demokratie stärken: 

Politik und Gesellschaft stehen vor immensen Herausforderungen: Kriege, 
Klimawandel, eine zunehmende gesellschaftliche Polarisierung und Spaltung 
sowie wirtschaftliche Probleme bestimmen den öffentlichen Diskurs und 
sorgen dafür, dass junge Menschen weniger optimistisch in die Zukunft 
blicken. Sie erleben in ihrem Alltag, dass die Gesellschaft ins Wanken geraten 
ist und sorgen sich um ihren Platz und um ihre Zukunft. Die für den Kinderreport 
2024 befragten Kinder und Jugendlichen sind zu 86% der Meinung, dass 
Politiker*innen sich nicht genug für ihre Interessen einbringen. Als Deutsches 
Kinderhilfswerk vermissen wir diesbezüglich Aussagen in den 
Wahlprogrammen von CDU/CSU und SPD und möchten die zukünftigen 
Regierungsparteien ermutigen, unsere Anregungen aufzunehmen. 

Menschenrechte als Kompass 

Die Politik schafft den Rahmen und die Voraussetzung für ein chancen-
gerechtes Aufwachsen und für die Förderung einer demokratischen Kultur- und 
Demokratiebildung. Demokratie stellt den Rahmen, um Freiheit, Zukunfts-
fähigkeit und gesellschaftlichen Zusammenhalt in Deutschland nachhaltig zu 
sichern und bildet die unerlässliche Grundlage für gelingenden Interessen-
ausgleich und effektive, gemeinwohlorientierte Lösungen gesellschaftlicher 
Herausforderungen. Deshalb erwarten wir auch von der neuen Bundes-
regierung, sich mit großem Engagement für alle völkerrechtlichen 
Vereinbarungen sowie nationale und internationale Abkommen einzusetzen, 
die den Schutz von Vielfalt, Chancengleichheit, Gewaltfreiheit, Menschen-
rechte und Nachhaltigkeit garantieren.  

Flächendeckende Beteiligung  

Die Stärkung demokratischer Werte korrespondiert mit einer Stärkung von 
Kinderrechten. Ein wichtiger erster Schritt in diese Richtung ist, dass Kinder 
über ihre Rechte Bescheid wissen. Selbst 35 Jahre nach Verabschiedung der 
Konvention wissen lediglich 67% der Kinder und Jugendlichen um die Existenz 
der Kinderrechte, haben jedoch keine tieferen Kenntnisse dazu. Ein weiterer 
zentraler Schritt ist die Beteiligung von Kindern in allen sie betreffenden 
Angelegenheiten. Die Wahlprogramme von CDU/CSU und SPD geben wenig 
Aufschluss über diese wichtige Fragestellung. Deshalb schlägt das Deutsche 
Kinderhilfswerk ein umfassendes Programm zur kinderrechtbasierten 
Demokratieförderung und Stärkung des Vertrauens in das politische System 
von Kindern und Jugendlichen sowie einer kinder- und jugendgerechteren 
Politik vor.  

Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen findet vielfach in ihrem direkten 
Lebensumfeld statt. Junge Menschen brauchen für ihre Entwicklung 
Gelegenheiten, Selbstwirksamkeitserfahrungen sammeln zu können. Dafür ist 
eine flächendeckende Beteiligung, vor allem in Bildungsinstitutionen und in 
der Kommune, erforderlich. Ob institutionalisiert über Kinderbeiräte im 



 

 

Familienzentrum, ein kommunales Kinder- und Jugendparlament oder 
anlassbezogen beispielsweise in der Stadt- und Freiflächenplanung – die 
kindliche Lebenswelt bietet ständig Anlässe zur altersgerechten Beteiligung. 
Der Bund muss die Beteiligungsarbeit vor Ort besser durch Fördertätigkeit, 
Wissenstransfer sowie Praxisanleitungen unterstützen.  

Demokratie von und mit jungen Menschen erschöpft sich nicht im Einrichten 
von Konsultations- und Mitwirkungsformaten. Auch ihre direkte Beteiligung an 
den Bundestagswahlen, und damit ihre direkte Mitwirkung an der 
Zusammensetzung des gesetzgebenden Organs der Bundesrepublik 
Deutschland, muss einer größeren Gruppe als bisher ermöglicht werden.  

Vertrauen in Demokratie erhöhen  

Zur Demokratiestärkung zählt aber auch, die Kinderrechte in ihrer Vielfalt zu 
achten und sowohl die Beteiligungs- als auch die Schutzrechte von Kindern und 
Jugendlichen zu stärken. Das Deutsche Kinderhilfswerk verfügt z.B. über eine 
ausgesprochene Expertise im Bereich der kindgerechten Justiz.  Kinder und 
Jugendliche kommen vielfach mit der Justiz in Berührung, etwa in 
familiengerichtlichen Verfahren, wenn Eltern sich trennen oder in 
Strafverfahren, wenn sie Zeug*innen oder Opfer einer Straftat wurden. 
Gerichtsverfahren können für Kinder und Jugendliche prägende Erfahrungen 
von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie sein. Hier kann Vertrauen wachsen 
oder aber auch Misstrauen in den Rechtsstaat entstehen. Daher müssen sie 
über ihre Rechte und das Verfahren kindgerecht informiert sowie in den 
Verfahren kindgerecht beteiligt und gehört werden, um ihre Interessen und 
Rechte geltend machen zu können. Hierfür müssen sie durch qualifizierte 
Fachkräfte durch die Verfahren begleitet werden.  

Kinderrechte gelten zudem unabhängig von Herkunftsland, Aufenthaltsstatus, 
Bleibeperspektive und individuellen Gründen für Flucht und Migration. Das gilt 
vor allem für besonders schutzwürdige Gruppen, wie unbegleitete 
Minderjährige. Wir unterstützen daher den auch von der SPD geforderten 
Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten beizubehalten. Darüber 
hinaus fordern wir eine Abkehr von Maßnahmen wie vollständige Kürzung von 
Leistungsansprüchen oder Bezahlkartensystemen und den menschen- und 
völkerrechtswidrigen Vorhaben, Asylsuchende an den deutschen 
Staatsgrenzen pauschal zurückzuweisen. Abschiebehaft bedroht Kinder und 
Jugendliche, von ihren Familien getrennt zu werden oder selbst in Haft zu 
kommen. Massenunterkünfte und Migrationshaft gefährden das Kindeswohl 
und sind ein Verstoß gegen die UN- Kinderrechtskonvention.  

Zielsetzung von guter, kind- und jugendgerechter Politik muss es sein, 
gesellschaftliche Spaltung aufzulösen und Sicherheit für alle Kinder zu 
schaffen, unabhängig von ihrer Herkunft, ihrem Namen, ihrem Geschlecht, 
ihrer Hautfarbe oder davon, ob sie eine Behinderung haben. Die aktuelle Politik 
und die mediale Rezeption derer führt durch die Übernahme populistischer 
Narrative bei vielen Kindern und Jugendlichen zu Angst vor Anfeindungen auf 
offener Straße und einem Gefühl von Ungleichwertigkeit. Statt eines 



 

 

Ausspielens von Interessen unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen und 
Perspektiven gegeneinander, braucht es eine solidarische Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik, die Kindern und Jugendlichen wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Perspektiven gleichermaßen aufzeigt und Lust macht auf 
gemeinsame Gestaltung der Gesellschaft.  

Wir fordern die neue Bundesregierung auf, konkrete Maßnahmen zur Stärkung 
der Demokratie zu ergreifen und dabei Kinderrechte insgesamt zu stärken:  

1. Wir appellieren nachdrücklich an die neue Regierung, Demokratiebildung 
gesetzlich zu verankern und dafür entsprechende finanzielle Förder-
möglichkeiten bereitzustellen. Mit solch einem praxistauglichen Gesetz 
wäre ein rechtlicher Rahmen geschaffen, der eine qualitativ hochwertige 
Demokratiebildung von Anfang an konsequent umsetzen würde, sowie die 
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen stärkt. 

2. Wir halten es für dringend notwendig, die Strukturen der Jugendarbeit, 
insbesondere in strukturschwachen Regionen oder im ländlichen Raum, zu 
stärken. Eine pädagogische Begleitung von Kindern und Jugendlichen auch 
außerhalb von Schule und Elternhaus unterstützt ein solidarisches 
Miteinander und die Extremismusprävention. Hierfür gilt es, insbesondere 
den Kinder- und Jugendplan des Bundes zu stärken. 

3. Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die Absenkung des Wahlalters bei 
den Bundestagswahlen in einem ersten Schritt auf 16 Jahre und 
perspektivisch auf 14 Jahre sowie darauf hinwirkend die Stärkung von 
Maßnahmen der politischen Bildung zum Thema Wahlen. 

4. Die Anforderungen an eine kindgerechte Justiz müssen so verändert 
werden, dass die betreffenden Kinder und ihre Bezugspersonen 
kindgerechte Informationen erhalten. Es müssen verbindliche Qualifika-
tionsanforderungen für alle an Gerichtsverfahren beteiligten Fachkräfte zur 
Umsetzung der kindgerechten Justiz etabliert und überprüft werden. Die 
Umsetzung der kindgerechten Justiz ist abhängig von der Verfügbarkeit der 
notwendigen personellen und finanziellen Ressourcen. Diese müssen 
durch entsprechende Maßnahmen der Länder mit Unterstützung des 
Bundes sichergestellt werden. 

5. Das Gemeinsame Europäische Asylsystem muss kinderrechtskonform 
umgesetzt werden. Bei Unterbringung von unbegleiteten Minderjährigen 
darf das Primat der Jugendhilfe nicht ausgehebelt werden und der 
Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten ist beizubehalten. 

6. Wir fordern die Wiederaufnahme der Anstrengungen, Kinderrechte im 
Grundgesetz zu verankern und im Einklang mit der Empfehlung des UN-
Ausschusses für die Rechte des Kindes eine mit unterlegte 
Kinderrechtestrategie für Bund, Länder und Kommunen zu entwickeln. 
Diese ist mit ausreichenden finanziellen Mitteln auszustatten. 

Berlin, 20. März 2025 


